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Ende des privaten Waffenbesitzes?
Entwurf des neuen Grundsatzprogramms von gÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN

Am 26. Juni 2O2O ste te die Partei BÜNDN|S ^O/D\E GRÜNEN den Entwurflür ein neues Grundsdtzprogrdmm von Darunter wird

zu dem Kdpitet ,,Rechtsstdot und Sicheheit" auch die Forderung ndch einem ,,Ende des privoten Besitzes von tödlichen Schuss-

wdlfen mit Ausndhme von läger*innen und Förster*innen" oufgestellt. Ddrouf bezieht sich die tolgende DiB-Stellungndhme.

Am 26. Juni 2020 stellten die Spitzen der
PArtEi BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN iN BETIIN

den Entwurf für ein neues Grundsatzpro-
gramm vor. Es steht unter dem Titel,,. . . zu
achten und zu schützen . . . " und soll nach
weiteren Beratungen das alte Grundsatz-
programm aus dem Jahr 2002 ersetzen. Zu
den wenigen konkreten Aussagen in dem
umfangreichen Entwurf gehört im Kapitel

,,Rechtsstaat und Sicherheit" die Forderung
nach einem,,Ende des privaten Besitzes
von tödlichen Schusswaffen mit Ausnah-
me von Jäger* innen und Förs te r * innen"
(Se i te  39 ,  Punk t  248) .  S ie  w i rd  mi t  der

Feststellung begründet, es gehöre zu den
wichtigsten Aufgaben des Rechtsstaats,
die öffentl iche sicherheit und den Schutz
vor Gewalt zu gewährleisten, jede* r habe
das Recht auf ein Leben frei von Gewalt
und das Gewaltmonopol l iege beim Staat.
Dies ernst zu nehmen, bedeute ein Ende
des Drivaten Waffenbesitzes.

Die Verbotsforderung zielt eindeutig auf
d ie  Spor twaf fen  der  schütz innen und
Schützen.  An d ieser  S te l le  kons t ru ie r t
BÜNDNls  9o lD lE GRÜNEN e inen Bezug,
den es  in  der  Rea l i tä t  n ich t  g ib t .  Denn

weder  u  n te r la  u fe  n  Spor tsch  ü tz in  nen
und -schützen mit ihren privaten sport-
waffen die Aufgaben des Rechtsstaats
im Bere ich  ö f fen t l i che  S icherhe i t  und
Gewaltprävention, noch rütteln sie am Ge-
waltmonopoldes Staates. Der im Entwurf
des  Grundsatzprogramms behaupte te
Bezug ist unsinnig. Das Gewaltmonopol
ist laut Definit ion die im äußersten Fall
mit physischer Gewalt erfolgende Durch-
setzung der staatl ichen Hoheitsmacht, die
ausschließlich staatl ichen organen vorbe-
haltene Legitimation, physische Gewalt
auszuüben. Demgegenüber ist der private

Besitz von SDortwaffen und ihre Anwen-
dung im Verein und beiWettkämpfen von
seinem Wesen her absolut gewaltfrei und
stellt das staatl iche Gewaltmonopol in
keiner Weise in Frage.

sportschießen ist ein friedliches Hobby,
das  von v ie len  Mi l l ionen Menschen au f
der ganzen Welt mit Schusswaffen betrie-
ben wird. Seit Jährhunderten verbindet
der Schießsport Völker und Generationen.
Kaum etwas ist in Deutschland so umfas-
send und streng geregelt, eingeschränkt

und kontroll iert wie der private Waffenbe- großen Teil unserer Gesellschaft in eine

sitz. Das deutsche Waffenrecht gilt nicht die Freiheit und das Leben des Einzelnen

ohne Grund als eines der schärfsten der und den Staat gefährdende, kriminelle

Welt, das beispiels- weise mit den Ecke. Gegen diese pauschale Diffamierung

sogenannten Ame-
rikanischen Verhält-
n issen überhaupt
nicht vergleichbar
i s t .  D i e  S p o r t -
schütz innen und

-schützen sind die
einzigen Sportler
i n  D e u t s c h l a n d ,
d i e  s i c h  i h r e
S p o r t o r d n  u n g
von e iner  s taa t -
l i chen Behörde
g e n e h m i g e n
lassen müssen.
Ke ine  ger inge-
ren Einrichtungen als
die Deutsche U NESCO-Kommission und
die Kultusministerkonferenz haben den
Schützenvereinen einen,,verantwortungs-
bewussten Umgang" mit ihren Schusswaf-
fen bestätigt. Auch aus diesem Grund ist
das jahrhundertealte schützenwesen ins
Bundesweite Verzeichnis des immateriel-
len Kulturerbes aufgenommen
woroen.

Der  G ru  ndsatzprogra  m mentwu r f  von
B Ü N  D N I S  g O l D I E  G R Ü N E N  a s s o z i i e r t
den privaten Sportwaffenbesitz mit den
Begriffen Staatsgefährdung, Gewalt und
Tod.  Dami t  s te l len  BÜNDNls  90 /D lE GRÜ-
NEN -  bewuss t  oder  fahr läss ig  -  e inen

,,. . .zu ochten und zu schützen. . ."
Grundsatzprogrammentwurf
BÜNDNIS gO/DIE GRüNEN
vom 26. Juni 2020 - Seite 39
Rechtsstaat und Sicherheit
(248) Die öffentl iche Sicherheit und den
Schutz vor Gewalt zu gewährleisten, gehört

zu den wichtigsten Aufgaben des Rechts-
staates.Jede*r hat das Recht aufein Leben
freivon Gewalt. Das Gewaltmonopol liegt
beim Staat. Dies ernst zu nehmen bedeu-
tet, ein Ende des privaten Besitzes von
tödlichen Schusswaffen mit Ausnahme von
Jäger*innen und Förster*innen sowie i l le-
galen Waffenbesitz stärker zu kontrollieren
und zu ahnden.

unserer Mitglieder, die in den
v ie len  tausend schützenver -

nen nicht nur Sport treiben
ndern in  ihren Gemeinden

Regionen wichtige zivilge-
lschaft l iche Aufgaben wahr-
h  men,  verwahren w i r  uns

rücklich.

besorgt uns aber auch, wie
e ich t fe r t ig  h ie r  e in  Ko n f l i k t

-Gewaltmonopol

Staates) konstruiert wird, den
in Wirklichkeit nicht gibt, der

ber geeignet ist, zu polarisieren
Feindbilder innerhalb unserer

zu schaffen, Die wah-
ren Ursachen von Unsicherheit und Ge-
walt zwischen den Menschen liegen nicht
im privaten Sportwaffenbesitz. Sie l iegen
woanders und sehr viel t iefer - angefan-
gen beim il legalen Waffenbesitz, dem im
Grundsatzprogramm led ig l i ch  e in  Satz
gewidmet wird, aber u.a. auch in wichti-
gen Bereichen wie Wertevermittlung und
Demokratieverständnis innerhalb unserer
Gesellschaft. Wir erwarten und fordern,
dass die polit ischen Parteien sich auch in
ihren Grundsatzprogrammen ernsthaft,
vera ntwortu ngsbewusst und frei von
ideologischen Vorgaben darum kümmern.

In Anlehnung an Artikel L Grundgesetz
nennen BÜNDNts  90 /D lE GRÜNEN ih ren
G ru  ndsatzprogra  m mentwu r f  , , .  .  zu
achten und zu schützen. . .". Die Sport-
schütz innen und -schützen füh len  s ich
d ieser  Grund lage unserer  s taa t l i chen
Gemeinschaft seit jeher uneingeschränkt
vero f l i ch te t .  S ie  sehen aber  auch oas
Freiheitsrecht des Artikels 2 Grundgesetz,
das gerade in einer Demokratie - unter
Beachtung der gesetzten Grenzen ! - eine
besondere Bedeutung hat und das auch
für die Sportschützinnen und -schützen

gilt:
..Jeder hat das Recht auf die freie Entfal-
tung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht
d ie  Rechte  anderer  ver le tz t  und n ich t
gegen die verfassungsmäßige ordnung
oder das Sittengesetz verstößt."


